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Pressemitteilung

REFUGIO München fordert Abschaffung der Essenspakete für Flüchtlinge

Der Oberste Bayerische Rechnungshof hat heute seinen Bericht für 2007 veröffentlicht. Darin kritisieren die obersten bayerischen Rechnungsprüfer unter anderem unnötige Ausgaben bei der Beschaffung und Organisation der Essens- und Hygienepakete für Asylbewerber. Ein Auszug aus dem Bericht:

31.2.2.2 Essensausgabe durch Fremdfirmen

Durch die deutlich rückläufige Zahl an Asylbewerbern war vielfach staatliches Personal nicht mehr voll ausgelastet. Die meisten Einrichtungen haben deshalb das vorhandene Personal für die Essensausgabe eingesetzt. In zwei Städten wurden hierfür Fremdfirmen beauftragt, obgleich auch hier freie Kapazitäten vorhanden waren. Dies führte 2006 zu vermeidbaren Mehrausgaben von 69.000 €.

31.2.3 Mangelnde Überwachung des Verbrauchs

Bei mehreren Regierungen war die Überwachung der angelieferten, ausgereichten und überzähligen Essenspakete nicht geregelt. Deshalb war oft nicht feststellbar, ob bzw. in welchem Umfang Asylbewerber die vom Staat bezahlten Essenspakete in Anspruch genommen hatten. Diese Regierungen konnten deshalb auch keine bedarfsgemäßen Verträge mit den Essenslieferanten abschließen.

Das Prinzip der Essenspakete kostet offenbar den Steuerzahler weitaus mehr Geld, als wenn der Gegenwert den Menschen ausbezahlt würde.

REFUGIO München, Beratungs- und Behandlungszentrum für Flüchtlinge und Folteropfer, hält diese Nachricht für sehr bedenklich. Uns ist kein anderes Feld der Sozialpolitik bekannt, wo bewusst vom Staat Geld investiert wird, um die Bedingungen für Menschen schwer und unerträglich zu machen. Für wichtige Hilfsprojekte im Flüchtlingsbereich ist kein Geld vorhanden. Erst vergangene Woche hat die EU-Kommission Deutschland dafür kritisiert, dass die EU-Aufnahmerichtlinien für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge wie Traumatisierte oder unbegleitete minderjährige Flüchtlinge nicht erfüllt werden. Anstatt dessen investiert und verschleudert der Staat Geld, damit die Bedingungen - auch für die besonders schutzbedürftigen Flüchtlinge – mit den Essenspaketen noch unerträglicher werden.

Beispiel: Frau M. aus dem Kongo ist seit wenigen Monaten in Deutschland. Sie ist auf Grund mehrfacher Vergewaltigugnen im Gefangnis schwerst traumatisiert. In Deutschland wurde eine HIV- und Hepatitis-B-Infektion festgestellt. Frau M. ist sichtbar von den Qualen ihrer Verfolgung gezeichnet. Frau M. verträgt die Essenspakete oft nicht. Die behandelnde Ärztin schrieb in einem Attest für das Sozialamt:

"Die chronische Erkrankung unserer Patientin erfordert eine kontrollierte Nahrungsaufnahme und Gewichtskontrolle. Dafür ist es erforderlich, dass sie auf eine vollwertige, ausgewogene Ernährung achtet. Dei bereitgestellte Nahrung wird von Frau M. nicht vertragen, es kam zu einer weiteren Gewichtsabnahme. Um eine weitere Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes zu vermeiden, ist unbedingt darauf zu achten, dass die Patientin nicht weiter an Gewicht verliert. Aus medizinischer Sicht sollte Frau M. Geld erhalten um sich geeignete Nahrungsmittel selbst besorgen und zubereiten zu können."

Das Sozialamt lehnte dies mit folgender Begründung ab:

"Nach medizinischer Sachlage besteht keine unaufschiebbare Notwendigkeit für die beantragte Maßnahme im Sinne des Asylbewerberleistungsgesetzes. Da es Ihnen aus vorgenannten Gründen zumutbar ist, den Ausgang des Asylverfahrens abzuwarten, muss Ihr Antrag zum gegenwärtigen Zeitpunkt abgelehnt werden."

Dies führte zu einem psychischen Zusammenbruch der Frau. Die Folgen für ihre körperliche Gesundheit sind noch nicht abzusehen.

Das Asylverfahren kann sich noch über Jahre hinstrecken. Bis dahin lässt es sich der Staat einiges kosten, das Leben für Frau M. schwerer und unerträglicher zu machen. Mit den entsprechenden Folgen für körperliche und psychische Gesundheit. 

Forderung:

Die Konsequenz aus dem Bericht des Bayerischen Rechnungshofes kann nicht sein, den Verwaltungsaufwand noch einmal zu erhöhen. REFUGIO München fordert vielmehr die Abschaffung des Prinzips der Essenspakete. Dafür sollen die Menschen den Gegenwert an Euro erhalten. Dies spart einen enormen verwaltungsmäßigen Aufwand ein. Es gehört aus unserer Sicht zur Würde des Menschen, selbstbestimmt seine Nahrung auswählen und kaufen zu können. Aus unserer langjährigen Erfahrung in Psychotherapie mit traumatisierten Flüchtlingen wissen wir, wie viel psychisches Leid mit der zwangsverordneten Nahrung in den Paketen verbunden ist. Vor allem auch Menschen mit Arbeitsverbot oder mit psychischen Beschwerden wird mit den Essenspaketen eine der wichtigen möglichen Beschäftigungen für ihren Alltag genommen. Eine Abschaffung der Essenspakete spart dem Staat Geld und stellt für die Menschen einen wichtigen Schritt in Richtung menschenwürdiges Leben dar.

Für Ihre Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.
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